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großdeutschen Zielsetzungen unterzuordnen beabsichtigt. Da 
der Inhalt dieser Mitteilungen Buchstaben und Geist der 
Verträge diametral entgegensteht, konnte er von den Ver­
tragspartnern der BRD nicht akzeptiert werden. Einseitige, 
nicht akzeptierte Mitteilungen sind aber entsprechend dem 
Völkervertragsrecht für eine international verbindliche Ver­
tragsinterpretation ungeeignet.

Die Versuche der BRD, das eigene innerstaatliche Recht 
über das vertraglich vereinbarte Völkerrecht zu stellen und 
die Vertragspartner auf die dem Völkerrecht entgegenste­
henden innerstaatlichen Rechtsvorschriften der BRD zu 
verpflichten, sind unvereinbar mit der völkergewohnheits­
rechtlich allgemein anerkannten Regel, die in Art. 27 der 
Wiener Konvention über das Recht der Verträge vom 
23. Mai 1969ю ihren Niederschlag fand und lautet: „Kein 
Partner darf sich auf die Bestimmungen seines innerstaat­
lichen Rechts als Rechtfertigung für die Nichterfüllung 
eines Vertrages durch ihn berufen.“ Diese auf die Stabili­
tät der völkerrechtlichen Vertragsbeziehungen gerichtete 
allgemein anerkannte Regel des Völkerrechts sichert, daß 
sich ein Staat nicht einfach durch Verweis auf sein inner­
staatliches Recht der Vertragserfüllung nach Treu und Glau­
ben entziehen kann. Eben gegen diese Regel verstößt die 
BRD bei der Durchsetzung ihrer expansiven Ziele.

Konkretisierung der revanchistischen Gesetzgebung 
durch die BRD-Rechtsprechung

Die Rechtsprechung der BRD fußt gleichsam auf dem eben 
beschriebenen Widerspruch zwischen dem für die BRD ver­
bindlichen Völkerrecht und ihrer innerstaatlichen Gesetzge­
bung. Dabei ist kennzeichnend, daß in der Rechtsprechung 
der revanchistische Gehalt der Bestimmungen des Grund­
gesetzes weiter konkretisiert und ausgefüllt wird. Dies 
macht die Arbeitsteilung zwischen Gesetzgebung und Recht­
sprechung in der BRD bei der Realisierung der politischen 
Linie des Staates deutlich.

1. Zur Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
Vor allem wird die Richtlinienkompetenz des Bundesverfas­
sungsgerichts gemäß § 31. des Gesetzes über das Bundesver­
fassungsgericht vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 243) i. d. F. 
des Gesetzes vom 21. Juli 1956 (BGBl. I S. 662) ausgenutzt: 
Nach § 31 Abs. 1 binden die Entscheidungen des Bundesver­
fassungsgerichts die Verfassungsorgane des Bundes und der 
Länder sowie alle Gerichte und Behörden.

So wurden dem Bundesverfassungsgericht schon bald nach 
dem Inkrafttreten der drei Normalisierungsverträge Verfas­
sungsbeschwerden mit dem Begehren vorgelegt, die Zustim­
mungsgesetze zu diesen drei Verträgen als verfassungswidrig 
zu erklären. Als Antragsteller im Verfahren zur Prüfung des 
Grundlagenvertrages trat die Bayerische Staatsregierung 
auf*1; Beschwerdeführer hinsichtlich des Moskauer und des 
Warschauer Vertrages waren Einzelpersonen. *-

In seinen Entscheidungen konstatierte das Bundesverfas­
sungsgericht in beiden Verfahren zwar die Verfassungsge­
mäßheit der Zustimmungsgesetze und damit auch der drei 
Normalisierungsverträge. Zugleich aber interpretierte das 
Gericht die Verträge in einer Weise, die von den in den 
Verträgen getroffenen Vereinbarungen z. T. erheblich ab­
weicht. Bei seiner an die BRD-Behörden gerichteten Orien­
tierung zur Erfüllung dieser Verträge nahm das Bundes­
verfassungsgericht in vieler Hinsicht nicht die im Vertrags­
wortlaut ausgedrückten Vereinbarungen der Vertragsstaaten 
zur Grundlage, sondern legte die Bestimmungen des Grund­
gesetzes der BRD als Maßstab an. Das Gericht sah es als 
seine Aufgabe an, in die Verträge nachträglich jene Punkte 
hineinzuinterpretieren, die die BRD-Delegationen während 
der Vertragsverhandlungen nicht in den Vertragstexten hat­
ten verankern können.

Im Urteil zum Grundlagenvertrag führt das soweit, daß 
die im Text dieses Vertrages bestätigte völkerrechtliche 
Natur der Beziehungen zwischen der DDR und der BRD 
praktisch in eine ■ nichtvölkerrechtliche Qualität umfunktio­
niert werden soll. Das Bundesverfassungsgericht begründet 
dazu eine neue, für Praxis und Theorie gleichermaßen ab­
surde Variante von zwischenstaatlichen Beziehungen, die

zwischen der DDR und der BRD gelten sollen: Beziehungen, 
die weder völkerrechtlicher noch innerstaatlicher Natur 
sind. Im Urteil heißt es wörtlich: „Der Vertrag hat also 
einen Doppelcharakter; er ist seiner Art nach ein völker­
rechtlicher Vertrag, seinem spezifischen Inhalt nach ein Ver­
trag, der vor allem inter-se-Beziehungen regelt“. Inter-se- 
Beziehungen lägen immer dann vor, „wenn eine staats­
rechtliche Ordnung, wie hier wegen der Desorganisation des 
Gesamtstaates“, fehle.13 Damit will das Bundesverfassungs­
gericht faktisch all das, was unter dem „gesamtdeutschen 
Dach“ passiert, einer völkerrechtlichen Wertung entziehen. 
Das zeigt sich deutlich am Beispiel der Staatsgrenze und der 
Staatsbürgerschaft:

Während in Art. 3 Abs. 2 des Grundlagenvertrages die 
völkerrechtliche Verpflichtung der DDR und der BRD ver­
ankert ist, die Unverletzlichkeit der zwischen beiden Staa­
ten bestehenden Grenze „jetzt und in der Zukunft“ zu 
achten und ihre territoriale Integrität uneingeschränkt zu 
respektieren, bezeichnet das Bundesverfassungsgericht die 
Staatsgrenze zur DDR als „eine staatsrechtliche Grenze . . . 
ähnlich denen, die zwischen den Ländern der Bundesrepu­
blik verlaufen“.1'* 1

Obwohl nach Art. 4 des Grundlagenvertrages „keiner der 
beiden Staaten den anderen international vertreten oder in 
seinem Namen handeln kann“ und nach Art. 6 „die Hoheits­
gewalt jedes der beiden Staaten sich auf sein Staatsgebiet 
beschränkt“, legt das Bundesverfassungsgericht den Ver­
trag dahin aus, „daß — unbeschadet jeder Regelung des 
Staatsangehörigkeitsrechts in der Deutschen Demokratischen 
Republik — die Bundesrepublik Deutschland jeden Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik, der in den Schutz­
bereich der Bundesrepublik und ihrer Verfassung gerät, ge­
mäß Art. 116 Abs. 1 und 16 GG als Deutschen wie jeden 
Bürger der Bundesrepublik behandelt“.1'1

In der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu 
den Verträgen der BRD mit der UdSSR und der Volksrepu­
blik Polen wird behauptet, der Inhalt dieser Verträge 
spreche „gegen die Annahme, sie könnten zu einer Ände­
rung der Staatsangehörigkeit in den Gebieten östlich von 
Oder und Neiße lebender Deutscher geführt haben“.10 15 16 17 Mit 
der Behandlung dieser Bürger als-„deutsche Staatsangehö­
rige“ sei gewährleistet, „daß ihnen der volle Gerichtsschutz 
und die grundrechtlichen Garantien im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes verbleiben“.1' Im übrigen habe die BRD beim 
Abschluß der Verträge gegenüber der UdSSR und Polen auch 
nicht auf die Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen 
für das in diesen Gebieten untergegangene Eigentum solcher 
Bürger verzichtet.18 19

Solche interventionistischen Anmaßungen, die zugleich 
völkerrechtswidrige Handlungsanweisungen für die Organe 
der BRD sind, sind nicht schlechthin einer „unabhängigen 
Rechtsprechungsinstanz“' zuzuschreiben. Im völkerrechtli­
chen Verkehr hat jeder Staat für Akte seiner Rechtspre­
chungsorgane einzustehen, genauso wie er die Tätigkeit sei­
ner legislativen und exekutiven Organe auf den verschiede­
nen Leitungsebenen zu - vertreten hat.111 10 11 12 Für die Versuche 
des Bundesverfassungsgerichts, völkerrechtliche Verpflich­
tungen durch innerstaatliche Rechtsprechung zu unterminie­
ren, ist also die BRD völkerrechtlich verantwortlich.

10 Völkerrecht, Dokumente, Teil 2, S. 638 ff.
11 Vgl. Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 31. Juli 1973 - 2 BvF 

173 - Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE) 
Bd. 36, S. 1 ff.

Vgl. dazu auch D. Bolz/R. Meister, „Bürgerliche Völkerrechts­
positionen und Grundlagenvertrag", Staat und Recht 1983, Heft 10, 
S. 808 ff. .

12 Vgl. Bundesverfassungsgericht, Beschluß vom 7. Juli 1975 — 1 BvR 
274, 209/72, 195, 194, 184 73 und 247/72 - BVerfGE Bd. 40, S. 141 ff.

13 BVerfGE Bd. 36, S. 24.
14 BVerfGE Bd. 36, S. 26.
15 BVerfGE Bd. 36, S. 31.

Die Regierung der CDU/CSU FDP-Koalition hat diese Position 
ausdrücklich bekräftigt; vgl. z. B. die Ausführungen von Staats­
minister Mertes in der Bundestagssitzung vom 27. Juni 1983 (Bun­
destags-Drucksache 10 224, S. 2).

16 BVerfGE Bd. 40. S. 171.
17 BVerfGE Bd. 40. S. 175.
18 BVerfGE Bd. 40. S. 168.
19 Vgl. die Artikel des Entwurfs der UN-Völkerrechtskommission 

(ILC) über die Staatenverantwortlichkeit, in: Report of the ILC, 
5 May - 25 July 1980, General Assembly, Official Records, 35th Ses­
sion. Supplement No. 10 (A/35/10), S. 59 ff.

Vgl. auch B. Graefrath/E. Oeser P. A. Steiniger. Völkerrechtliche 
Verantwortlichkeit der Staaten, Berlin 1977, S. 76 ff.


